
Was kommt,
wenn CETA kommt?

Verstöße gegen Arbeitsrecht 

bleiben folgenlos

Aufweichung von hohen Sozial-,

 Gesundheits- und Umweltstandards

 CETA ist TTIP durch die Hintertür - 

unsere Forderungen

Hindert beispielsweise ein kanadisches Unternehmen, das 

in der EU tätig ist, seine MitarbeiterInnen daran, Gewerk-

schaften beizutreten, erwartet es im Rahmen von CETA kei-

ne Sanktionen. Verstöße gegen Menschenrechte der Arbeit-

nehmerInnen müssen mit Sanktionen belegt werden!

Es ist zu befürchten, dass durch eine gegenseitige Anerken-

nung oder Harmonisierung wichtige Verbote oder Regelun-

gen zum Schutze der Gesundheit der ArbeitnehmerInnen 

oder der Lebensmittelsicherheit gelockert oder gar aufge-

hoben werden. Ausnahmen für sensible Bereiche sind nicht 

ersichtlich. Das für Europa maßgebliche Vorsorgeprinzip muss 

explizit verankert werden.

Mit CETA könnten 40.000 US-Konzerne, die sowohl in 

Kanada als auch in Europa Niederlassungen haben, Schieds-

gerichte gegen Europäische Staaten einsetzen. 

CETA ist das trojanische Pferd für TTIP. 

Verstärkte Handelsbeziehungen sind zu befürworten, aber 

nicht auf Kosten der ArbeitnehmerInnen! So darf CETA nicht 

genehmigt werden!

 

Mit CETA könnte es bei der Auflösung und bei der Rück-

führung von ausgelagerten Gemeindeunternehmen in die 

öffentliche Hand zu Klagsfällen kommen. Im Rahmen der 

Investitionsschutzbestimmungen von CETA zeigt sich: Fast 

alle Leistungen der Daseinsvorsorge städtischer Unterneh-

men fallen in den Anwendungsbereich von CETA.

Bei der Wasserversorgung ist für Österreich nur lückenhaft 

eine Ausnahmebestimmung vorgesehen. Mit CETA wäre eine 

Regelung, wonach Private nicht Mehrheitseigentümer bei 

Abwasserbeseitigungsunternehmen sein dürfen, verboten. 

Somit könnten Gemeinden nicht mehr die Interessen der 

BürgerInnen an einer günstigen und hochwertigen Leistung 

wirksam durchsetzen.

Durch CETA könnten Investoren gegen neue Regelungen zur 

Mietpreisbegrenzung klagen und Schadenersatz vom Staat 

fordern. Eine eindeutige Ausnahme zum Schutz günstiger 

Wohnformen fehlt im Abkommen.

Hürden für den

sozialen Wohnbau

Demo: CETA stoppen, für Europa! 
Samstag, 17. September, 10:00 h, OÖ Landhaus, Linz, Promenade

Schlupflöcher durch Liberalisierung -

Beispiel Wasserversorgung

Rücknahmen von Privatisierungen

können in Zukunft teuer kommen

Mit CETA können private Investoren Österreich klagen, wenn 

sie sich von einem Bescheid oder von politischen Entschei-

dungen auf Gemeindeebene unfair behandelt oder in ihren 

�Profit-Erwartungen� beeinträchtigt sehen. Ein Blick in die 

Geschichte zeigt: Solche Fälle gab es bereits. Werden Bürger-

meister zu �Dauergästen� vor Schiedsgerichten?

Mögliche Investorenklagen gegen bessere  

 Umweltauflagen oder Dienstleistungen

Wir wollen einen gerechten Welthandel!  


